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1Z U M  V E R H Ä L T N I S  V O N  M A R K T  U N D  M O R A L  I N  W E S T L I C H E N  U N D
N I C H T W E S T L I C H E N  G E S E L L S C H A F T E N
H e i k o  S c h r a d e r
Einleitung1
In der klassischen wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Literatur sind Markt und
Moral normative Begriffe. Markt wird von der bürgerlichen Perspektive als Synonym für
Rationalismus, Freiheit und Demokratie, von den Romantikern und marxistisch orientier-
ten Positionen als Ausdruck von Entfremdung, Egoismus und Werteverfall verstanden.
Umgekehrt wird Moral einerseits mit Tradition, Vorvernunft und gemeinschaftlichen
Zwängen, andererseits mit Sittlichkeit, kosmozentrischer Lebensweise und Gemeinwohl
assoziiert. Hinter diesen antagonistischen Begriffen verbirgt sich ein Prozeß wirtschaftli-
chen und gesellschaftlichen Wandels, der mit dualistischen Konzepten wie ‚Gemeinschaft
und Gesellschaft‘ (Tönnies), ‚mechanischer und organischer Solidarität‘ (Durkheim) oder
‚Einbettung und Entbettung‘ (Polanyi) charakterisiert worden ist. So stellt sich nun die
Frage: Wie ändert sich im Verlauf dieses Prozesses das Verhältnis von Markt und Moral?
Nach der wirtschaftsliberalen Interpretation ist im Zuge des westlichen Modernisie-
rungsprozesses durch die Liberalisierung der Produktionsfaktoren und wirtschaftliche
Integration das Individuum von gemeinschaftlichen Zwängen und moralisch legitimierten
traditionellen Herrschaftsstrukturen befreit worden. In der Dritten Welt, so die Moderni-
sierungstheoretiker, erfolgt dieser Prozeß wirtschaftlich-sozialen Wandels zeitlich verzö-
gert. Viele nichtwestliche Länder seien in einer Phase der Transition, in der die Marktex-
pansion traditionelle Herrschaftschaftsstrukturen gegen demokratische Strukturen ersetzt.
Nach dieser Lesart wird also im Prozeß wirtschaftlich-sozialen Wandels in westlichen und
nichtwestlichen Gesellschaften Moral im zunehmenden Maße durch Markt substituiert.
Dem Staat kommt hierbei die Funktion der Konstituierung der Marktwirtschaft und der
Aufrechterhaltung der Rahmenbedingungen zu.
Eine andere Prozeßbeschreibung bietet die auf Karl Polanyi (1978, 1979) basierende
Substantivistische Schule (Polanyi et al. 1957). Sie argumentiert, daß die westliche Ge
                                               
1 Dieser Beitrag ist die Überarbeitung meines Habilitationsvortrags vom 9. November
1994 an der Fakultät für Soziologie, Universität Bielefeld.
2sellschaft bis zum Zeitpunkt der Entstehung des selbstregulierenden Marktes Dominanz
und Kontrolle über die Wirtschaft hatte - oder anderes ausgedrückt: die Wirtschaft war in
die Gesellschaft eingebettet. Erst im Zuge der Großen Transformation, der Durchsetzung
des selbstregulierenden Marktes als Steuerungsprinzip des Kapitalismus, wurde die Wirt-
schaft entbettet, also aus ihrer Einbettung in die Gesellschaft herausgelöst. Damit, so das
Argument, begann sie sogar, diese zu dominieren und nach ihren Gesetzmäßigkeiten neu
zu strukturieren. Allerdings provozierte der selbstregulierende Markt staatlich-
gesellschaftliche Schutzmechanismen gegen seine zerstörerische (und selbstzerstöreri-
sche) Wirkung, die ihn wieder in die Gesellschaft einbetteten. Im Hinblick auf nichtwest-
liche Gesellschaften übernahmen die Substantivisten (e.g. Dalton 1971: 351) in den 60er
und 70er Jahren das modernisierungstheoretische Denken der Projektion des westlichen
Entwicklungspfades. Die Große Transformation hatte also folgende Konsequenzen: Mit
der Durchsetzung des selbstregulierenden Marktes ist Moral als bedeutendstes Steue-
rungsprinzip traditioneller Gesellschaften durch das Steuerungsprinzip Markt substituiert
worden. Allerdings kommt dem Staat über wirtschaftlich-gesellschaftliche Regulierung
eine wichtige Steuerungsfunktion zu.
Wiederum anders ist die Eliassche (1981, 1988, 1993) Beschreibung des Prozesses der
Zivilisation. Herrschaftliche Fremdzwänge verwandelten sich in verinnerlichte
Selbstzwänge. Im Verlauf gesellschaftlicher Differenzierung festigt sich im Individuum
neben der bewußten Selbstkontrolle zugleich eine Selbstkontrollapparatur, die über die
Angst vor Scham Verstöße gegen gesellschaftlich legitimes Handeln zu verhindern ver-
sucht. Die Herausbildung dieser Selbstkontrollapparatur steht mit der Ausdifferenzierung
des Gewalt- und Steuermonopols in engem Zusammenhang. Stabile Gewaltmonopole
sind durch lange Handlungsketten, starke funktionale Abhängigkeiten der Menschen und
Institutionen untereinander, ein geringes Machtdifferential und ein hohes Maß an interna-
lisierter Kontrolle gekennzeichnet. Im Bereich der Wirtschaft wird physischer Zwang
(Raub, Krieg) mit der Zunahme des Gewaltmonopols durch den inneren Zwang zur Rück-
und Voraussicht substituiert.2 Der Zivilisationsprozeß breitet sich von den höheren
Schichten auf die unteren und von westlichen auf nichtwestliche Gesellschaften aus. In
Anwendung dieses Hintergrundes auf meine Fragestellung bietet sich folgende Elias
                                               
2 Max Weber (1984) und andere haben darauf hingewiesen, daß die Genese des moder-
nen Kapitalismus die Berechenbarkeit staatlicher Verwaltung und Rechtsprechung ver-
langt (siehe hierzu auch Schrader 1994), was allerdings wiederum die Entstehung einer
relativ einheitlichen Herrschaftsorganisation und die Monopolisierung des Rechtszwangs
über soziale Räume beinhaltet (vgl. Bogner 1989: 21).
3sche Interpretation an: Moral, Markt und Staat sind interdependent, und ihre Bedeutung
als Steuerungsprinzipien nimmt im Zuge gesellschaftlicher Differenzierung zu.3
Alle drei Lesarten unterstellen also eine universelle Gültigkeit der von ihnen identifizier-
ten Transformationsprozesse mit zeitlicher Differenz in westlichen und nichtwestlichen
Gesellschaften.
Nach dieser kurzen Einordnung der Thematik möchte ich mich im folgenden drei The-
menkomplexen zuwenden:
(1) der wirtschafts- und sozialwissenschaftlichen Diskussion um die Steuerungsprinzipien
Markt und Moral;
(2) der Frage nach dem Verhältnis von Markt und Moral in westlichen Gesellschaften und
(3) der Relation von Markt und Moral in nichtwestlichen Gesellschaften.
(1) Die wirtschafts- und sozialwissenschaftliche Diskussion um die Steuerungsprin-
zipien Markt und Moral
Was liefert, um mit John Elsters (1989) Metapher in Anlehnung an David Humes The
Cement of the Universe zu sprechen, den ‚Zement der (Wirtschafts)Gesellschaft‘?4 Genügt
der Preis-Mengenmechanismus, das freie Spiel von Angebot und Nachfrage, das über den
Preis reguliert wird, als Steuerungsprinzip des gesellschaftlichen Zusammenlebens, wie
dies die Neoklassische Schule unterstellt? Oder bedarf es weiterer Prinzipien
                                               
3 Während Elias sich insbesondere auf Peinlichkeit und Scham bezieht, meine ich, die
internalisierten Selbstzwänge und Kontrollmechanismen mit Moral bzw. Ethik umschrei-
ben zu können.
4 vgl. auch Müller (1994).
4gesellschaftlicher Steuerung, die umgangssprachlich mit Staat und Moral bezeichnet wer-
den?5
Schauen wir uns zuerst einmal den Begriff ‚Moral‘ näher an: Ich möchte ihn funktional
als ein internalisiertes Steuerungsprinzip bezeichnen, das egoistisches Handeln zugunsten
des gesellschaftlichen Zusammenlebens bestimmten, gesellschaftlich bzw. herrschaftlich
determinierten Schranken unterwirft. Nach der Rupert Layschen ‚Ethik für Manager‘
(1991: 27-9) erfolgt moralisches Handeln aufgrund einer Abwägung zwischen der Reali-
sierung von Interessen einerseits und dem Vermeiden von psychischen Konflikten
(Schuldgefühlen, Scham, Beeinträchtigung der Selbstachtung, usw.) und sozialen Sank-
tionen (Minderung oder Verlust von Anerkennung, sozialer Sicherheit, etc.) andererseits.
Moral reguliert Interaktionen über als verbindlich akzeptierte und ‚in der Regel eingehal-
tene Standards (Normen, Regeln, Gewohnheiten, Grundsätze), Einstellungen, Vorurteile
und Wertorientierungen‘ (Lay 1991: 91).
Im Zuge gesellschaftlicher Differenzierung wurde das Gewinnstreben entmoralisiert
(Hirschmans (1977) ‚The Passions and the Interests‘),6 solches Handeln allerdings zuerst
noch über eine Arbeitsethik moralisch-religiös legitimiert (vgl. Weber 1984), bis schließ-
lich auch diese an Relevanz verlor (vgl. Bell 1990). Ein anderer Teil von Moral wurde
über legislative Sanktionsmöglichkeiten formalisiert (z.B. das Vertragsrecht). Ein dritter
Teil generalisierte sich als universalistisches Normensystem, in dem der Aspekt des
Selbstzwangs ‚verdunstete‘ (vgl. Kaufmann  1984: 182: FN 3). Wieder ein anderer Teil,
der sich auf Reziprozität und Redistribution in der Gemeinschaft, also auf soziale Sicher-
heit bezog, wurde auf staatliche Formen der Redistribution übertragen.
Moral ist demnach eine Funktion sozialen Wandels, wobei die Grenzen der sozialen
Einheit die Grenzen der Moral markieren. Max Weber wies auf die Unterschiedlichkeit
einer Binnen- und Außenmoral hin. Darüber hinaus existieren nach Durkheim in ver-
                                               
5 Nach Kaufmann (1984) wird der Begriff ‚Steuerung‘, der auf die Systemtheorie zu-
rückgeht, in vielen Fällen unspezifisch benutzt. Am präzisesten sei die Unterscheidung
zwischen Markt, hierarchischen Organisationen und Solidarität.
6 vgl. hierzu A.O. Hirschman (1977, 1993). Nach Hirschman ist der Vorläufer des Kon-
zepts rationalen Handelns das des Interesses, das ursprünglich euphemistisch für zielge-
richtetes, ichbezogenes Handeln auf Kosten anderer stand. Allmählich wurde es als Tu-
gend den niederen ‚Leidenschaften‘ gegenübergestellt. Allmählich entfernte sich dessen
Bedeutung immer mehr von seinem Ursprung, bis es zum Synonym für Gewinnstreben
verkümmerte und schließlich durch das Konzept rationalen Handelns ersetzt wurde.
5schiedenen gesellschaftlichen Kontexten (wie Famile, Beruf, Staatsbürgerschaft, etc.)
partikulare Moralen.
Zunächst geht es aber um die Diskussion von Moral und deren Funktion in den Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaften bzw. um eine Ethik wirtschaftlichen Handelns. Eine
Wirtschaftsethik überprüft nach Rupert Lay (1991: 73) Handlungstypen (nicht: Hand-
lungsindividuen) anhand eines von ihr identifizierten ‚höchsten Gutes‘, z.B. Gemein-
wohl.7 Ein daran orientiertes moralisches Handeln wendet die ethischen Grundsätze kri-
tisch auf einzelne Handlungen oder Motive an.
Der Ursprung der Wirtschaftswissenschaften war moralphilosophisch fundiert. Adam
Smith verwies zwar den Staat in die Rolle des wirtschaftspolitischen ‚Nachtwächters‘,
indem er feststellte, die Summe allen eigennützigen Handelns diene dem Allgemeininter-
esse und dem Wohlstand aller; in der Theory of Moral Sentiments legte er aber dem Ei-
geninteresse aufgrund der von ihm unterstellten natürlichen Veranlagung des Menschen
explizit bestimmte Schranken auf (vgl. Kaufmann1984).
Dieser Moralaspekt ging aber in der Neoklassischen Schule gänzlich verloren; sie
grenzte mit ihrem positivistischen Wertfreiheitspostulat ethisch-normative Aspekte des
Wirtschaftens wie Gerechtigkeit, Fairneß oder Vertrauen aus der Disziplin aus. Moral
wurde mit Vorvernunft assoziiert. Ludwig von Mises (1940: 8) stellte fest, daß die Neo-
klassik nicht aufzeigt wie Individuen handeln sollen, sondern nur wie sie zur optimalen
Zielerreichung handeln müssen. Leider ist diese wichtige Unterscheidung in der Umset-
zung der Theorie in eine neoliberale Wirtschaftspolitik allzu oft übersehen worden. Mar-
tinelli und Smelser (1990: 31-2) kritisieren deshalb zu Recht, daß die Gesellschaft in der
Praxis nicht nach den Prinzipien wirtschaftlicher Rationalität und der Maximierung von
Effizienz funktioniert. Die meisten Entscheidungen werden auf der Basis komplizierter
Prozesse der Konfrontation, des Konfliktes, des Dialogs und des politischen Kompromis-
ses gefällt.
In der heutigen Basisversion wirtschaftlicher Rationalität der neoklassischen Wirt-
schaftstheorie handelt das Individuum in wirtschaftlichen Transaktionen nach dem Prin-
zip der individuellen Wohlstands- oder Nutzenmaximierung in einem machtfreien Raum.
                                               
7 Lay bezieht sich hier auf das Verständnis der Sozialethiker, daß der zu erreichende
Gesellschaftszustand ökonomische, rechtliche, kulturelle und soziale Kriterien beinhalten
soll.
6Anbietern und Nachfragern werden eine Präferenzstruktur und zweck-mittel-rationales
Handeln unterstellt, wobei die Herkunft der Präferenzen als außerhalb des Bereiches der
Disziplin liegend angenommen wird. Zusätzliche Annahmen sind ein vollkommener
Markt (vollständige Information und Konkurrenz), bestimmte staatliche Arrangements zur
Aufrechterhaltung des Marktfriedens und ein aus dem Verhalten der Marktteilnehmer
resultierender automatischer Gleichgewichtspreis.
Bezüglich der Vorstellungen vieler Soziologen über die Inhalte wirtschaftswissen-
schaftlicher Theorien muß kritisch angemerkt werden, daß dieses Bild in etwa dem eben
skizzierten Basismodell mikroökonomischer Lehrbücher entspricht. Natürlich bestreiten
neoklassische Ökonomen nicht, daß dieses Grundmodell weit von der Realität entfernt ist.
Es bietet den Kern der Wirtschaftstheorie, während eine Reihe von Hypothesen veränder-
bar sind, ohne diesen Kern selbst in Frage zu stellen. Die Spezifikationen dieses Modells
versuchen, durch die Aufnahme einer Reihe zusätzlicher Variablen die Realität zu
approximieren.
Solche Spezifikationen der Neoklassik sind zum Beispiel Varianten der rational-choice
Theorie wie Spieltheorie, die sozialutilitaristische Theorie der Gerechtigkeit (Rawls
1975), die Theorie des Verfassungsvertrages (Buchanan 1977) oder New Institutional
Economics. Diese Ansätze berücksichtigen, daß rationale Entscheidungen wegen der Un-
vollkommenheit des Marktes bis zu einem gewissen Grad beschränkt sein können, und
daß das Handeln eines Individuums nur in Relation zu anderen Individuen und Institutio-
nen verstanden werden kann. Dabei wird heutzutage von einem dynamischen Ungleich-
gewicht des Marktes und asymmetrischen Beziehungen der Agenten ausgegangen, was
die wirtschaftswissenschaftliche Variante des von ihr vehement abgelehnten soziologi-
schen Terminus der Macht darstellt. Die Rationalitätsannahme geht davon aus, daß das
Individuum nicht zufällig, sondern systematisch und geplant handelt (REMM-Hypothese:
resourceful, evaluating, maximising man). Die Annahme der vollständigen Information
wird fallengelassen. Das Individuum betrachtet die begrenzten, ihm offenstehenden mög-
lichen Handlungen und wägt sie in Hinblick auf ihre ökonomischen Vor- und Nachteile
(Harsanyi [1985]: Opportunitätskosten) ab.8 Oliver Williamson (1975), Vertreter des
                                               
8 Hierbei wird betont, daß auch eine kurzfristige Selbstbindung ein Akt wirtschaftlicher
Rationalität (Nutzenmaximierung) sein kann. John Elster (1979) hat dies spieltheoretisch
am Beispiel des Ulysses illustriert. Er ließ sich an den Mast binden, um die Sirenen hören,
aber ihnen widerstehen zu können.
7Transaktionskostenansatzes, spricht in diesem Zusammenhang von ‚bounded rationality‘.
Betrachten wir kurz die als fortschrittlich titulierten New Institutional Economics. Im
Zentrum dieser Theorierichtung steht die Senkung der Transaktionskosten über die Ent-
stehung effizienterer Institutionen.9 Die Hauptkritik an dieser Richtung trifft generell auf
die Neoklassik zu: Macht, Vermachtungs- und Herrschaftsprobleme werden implizit als
außerhalb des Wirtschaftssektors angesiedelt und traditionelle, kulturelle und kollektive
Einflüsse auf das Handeln weitgehend ausgeklammert (vgl. Richter 1990; Reuter 1994).10
Die Erweiterung des Rationalitätsverständnisses in der orthodoxen Ökonomik hat auch
zur Wiederbelebung der Diskussion um Moral als moderne Wirtschaftsethik geführt.11
Nach dem Konzept der korrektiven Wirtschaftsethik werden der wirtschaftlichen Auto-
nomie bestimmte Grenzwerte auferlegt. Immer wenn eine wirtschaftliche Handlungsweise
bestimmte ‚Schwankungsbreiten‘ überschreitet, also die Selbststeuerung durch den Markt
versagt, legitimiert dies eine politisch-ethische Intervention - zum Beispiel des Bundes-
kartellamtes oder des Bundesumweltministeriums. Problematisch ist hier allerdings die
Entscheidung zwischen Normal- und Konfliktfall, was unter anderem die ständige Kor-
rektur des Quantums von ‚Bodensatzarbeitslosigkeit‘ verdeutlichte, bis dieser Begriff
durch den der ‚strukturellen Arbeitslosigkeit‘ ersetzt wurde. Ich bin der Meinung, daß
dieses wirtschaftsethische Konzept unzureichend ist.
Die Vertreter eines funktionalen wirtschaftsethischen Konzeptes argumentieren im
Sinne des Kontraktualismus, daß ökonomische Rationalität schon auf einer endogenen
                                               
9 Transaktionskosten werden hier definiert als Kosten für die Vereinbarung und Ver-
wirklichung einer arbeitsteiligen Leistungserstellung (vgl. Picot 1992: 80) bzw. Kosten,
die bei Austauschbeziehungen von Individuen entstehen (z.B. Informations- und Koordi-
nationskosten).
10 Im einzelnen ergibt sich aus der Logik der Theorie, daß immer größere, hierarchische
Organisationen immer effizienter sind, daß Fragen der Qualität von Produktion und So-
zialprodukt gänzlich außer acht gelassen werden und daß Demokratisierungstendenzen in
autoritär-hierarchischen Organisationen und Unternehmungen mit Verweis auf die mögli-
che Steigerung der Transaktionskosten verworfen werden. Außerdem fehlt in dieser
Theorierichtung die Erklärung der Entstehung von Institutionen.
11 Ich folge in der Darstellung Ulrich (1990: 182ff.), Meran (1990: 81f.) und Lay (1991).
8Binnenmoral basiert und auf die Senkung der Transaktionskosten zielt. Die Begründung
einer funktionalen Wirtschaftsethik erfolgt anhand zweier Argumentationsstränge. Der
erste verweist auf das spieltheoretische ‚Gefangenendilemma‘, die Annahme, daß sich
zwei eigennützige Individuen in einer Situation strategischer Nutzeninterdependenz zu
kooperativem Handeln zusammenfinden.12 Der zweite Strang, ebenfalls spieltheoretisch
argumentierend, knüpft an die Hobbessche Tradition des Gesellschaftsvertrags an,13 der
die konstitutionellen Voraussetzungen für das Funktionieren von Gesellschaft legt und
über die Notwendigkeit staatlicher Interventionen zur Aufrechterhaltung der Marktord-
nung das ordoliberale wirtschaftspolitische Verständnis stützt.
In der Betriebswirtschaft gewinnt das Konzept der Unternehmensethik zunehmend an
Bedeutung. Hier wird auf der Basis des Social-Choice Ansatzes (Gauthier 1986) morali-
sches Verhalten aus der Erwartung kooperativer Erträge hergeleitet, die individuell nicht
(oder zumindest nicht in diesem Ausmaße) erwartet werden können. Moral ist aus dieser
Sicht ein öffentliches Gut, dessen Bereitstellung zwar kurzfristig Opportunitätskosten er-
zeugt (den Verzicht auf kurzfristig realisierbare Vorteile), längerfristig über die Kalku-
lierbarkeit der gesellschaftlichen Ordnung aber ökonomische Vorteile ermöglicht. Zwar
können auch Gesetze, Vorschriften und Mitgliedschaften Individuen zu einer bestimmten
Handlung verpflichten, sie implizieren aber wegen der Notwendigkeit von Kontroll- und
Sanktionsapparaten höhere Transaktionskosten als Moral.
Ich bin der Ansicht, daß sich in der Tat viele wirtschaftliche Handlungen und Interak-
tionen mit einem funktionalen wirtschaftsethischen Konzept erklären lassen; die folgende
                                               
12 Die spieltheoretische Situation des Gefangenendilemmas ist folgendermaßen: Zwei
isolierte Gefangene werden einer gemeinsamen Straftat bezichtigt. Gestehen sie beide,
erhalten sie eine mittlere Strafe. Gesteht nur einer, erhält der Geständige eine geringere,
der Nichtgeständige eine höhere Strafe. Leugnen beide, erzielen beide das beste Ergebnis.
Solange die Strategie des anderen Gefangenen unsicher ist, ist ein Geständnis ratsam - ein
Nash-Gleichgewicht, das beide schlechter stellt als im Falle möglicher Kooperation, aber
besser als im Falle der besten individuellen Alternativenwahl bei Nichtberücksichtigung
des anderen.
13 Nach Thomas Hobbes ist eine dauerhafte Gemeinschaft ohne die Beschränkung indivi-
dueller Nutzenmaximierung nicht möglich. Dies veranlaßt ihn zur Forderung nach Gesell-
schaftsverträgen und dem Leviathan, der Staatsmaschine, die notfalls die Einhaltung der
Beschränkungen erzwingt (vgl. Wieland 1990: 150). Im Gegensatz zu Hobbes begründet
Buchanan (1977) den Verfassungsvertrag utilitaristisch. Auch in Rawls‘ Theorie der Ge-
rechtigkeit bedarf es einer exogenen Kontrolle (Verfassung, Vertrag, Satzung, etc.) zur
Einhaltung der Gerechtigkeit.
9Diskussion wird jedoch zeigen, daß auch dieses Konzeptnicht alle wirtschaftsethischen
Handlungen erfassen kann.
Die Spezifikationen der neoklassischen Position verdeutlichen also die Erweiterung des
Rationalitätsbegriffes in Hinblick auf Beschränkungen. Darüber hinaus ist erkannt wor-
den, daß Markt und Moral nicht notwendigerweise inkompatibel sind (funktionale Wirt-
schaftsethik), daß es gelegentlich staatlicher Intervention bedarf (korrektive Wirtschaftse-
thik), und daß beide Steuerungsprinzipien sogar komplementär sein können
(Spezifikationen des Transaktionskostenansatzes).
Während die orthodoxe Strömung in der Wirtschaftstheorie sich mit der Erweiterung des
neoklassischen Basismodells lange Zeit schwer tat, zieht sich eine heterodoxe Strömung
als Opposition zur Neoklassik durch die Wissenschaftsgeschichte der Volkwirtschafts-
politik. Sie hatte aufgrund ihrer Ausrichtung traditionell weniger Berührungsängste, was
das Verhältnis von Markt und Staat betraf. Diese Strömung ist der amerikanische Institu-
tionalismus,14 der auf Thorstein B. Veblen zurückgeht. Er betrachtet menschliches Han-
deln als mehrdimensional motiviert. Commons (1959: 73) argumentierte noch im Rahmen
der Neoklassik, daß im Zuge gesellschaftlicher Differenzierung Handlungsbeschränkun-
gen durch die Gemeinschaft abnehmen, so daß das Individuum eine Handlungserweite-
rung erfährt. Hierbei übersah er allerdings die von Georg Simmel (1989) herausgestellte
Verlagerung der Handlungsbeschränkungen in persönlichen Beziehungen der Gemein-
schaftsebene auf die unpersönliche Ebene (Gesetze) sowie die von Elias (1988) betonte
Verlagerung äußerer Zwänge nach innen. Die jüngeren Institutionalisten (zu denen u.a.
Myrdal und Galbraith gezählt werden, vgl. Katterle 1990) gehen davon aus, daß mensch-
liche Bedürfnisse eine Reihe von Kategorien umfassen, die nicht gegeneinander substitu-
ierbar sind. Hierzu zählen Bedürfnisse nach Sicherheit, Struktur und Ordnung, Achtung
und Selbstachtung und Selbstverwirklichung.
Institutionalisten interpretieren den Markt als unvollkommene, vermachtete Institution.
Sie sehen im wirtschaftlichen Konzentrationsprozeß eine in der Evolution des Kapitalis-
mus unvermeidbare Tendenz, die durch politische Intervention zugunsten kollektiver
                                               
14 Bei der Diskussion des amerikanschen Institutionalismus folge ich Reuter (1994) und
Katterle (1990).
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Wohlfahrt, Egalität und demokratischer Mitsprache kontrolliert werden muß.15 Ihre wirt-
schaftspolitische Vorstellung ist eine symbiotische Beziehung von Markt und Staat - eine
Melange aus Marktsystem, Verhandlungssystem und Plansystem, um gezielte Entwick-
lung einzuleiten. Über bessere Bildungschancen soll der Staat das Humankapital erhöhen,
so daß über politische und wirtschaftliche Partizipation langfristig ein Wandel von
Fremdkontrolle zu ethischer Selbstkontrolle stattfindet. Trotz der geradezu diametralen
Position vereinnahmen die New Institutional Economics den amerikanischen Institutiona-
lismus als ihren Vorläufer (vgl. Reuter 1994).
Betrachten wir nun die gegenwärtige heterodoxe Diskussion um eine moderne Wirt-
schaftsethik, die in den Worten des Schweizer Wirtschaftsethikers Peter Ulrich (1990:
179) ‚im Spannungsfeld zwischen institutionalisierter Sachlogik der modernen Wirtschaft
einerseits und Anprüchen der Menschen an die Qualität des modernen Lebens anderer-
seits‘ steht. Die Wirtschaftsethiker knüpfen an die ethischen Philosophen von Platon und
Aristoteles über Kant bis zu Habermas an, die sich jedoch nicht explizit mit Wirtschaftse-
thik beschäftigt haben.
Der Handlungstypus ‚homo moralis‘, der sittlich Handelnde, wie Meran (1990) diesen
Handlungstypus benennt, überprüft sein Handeln an den Kriterien der Gerechtigkeit, des
Wohlwollens, der Solidarität, des Mitleids, der Fürsorge, der Kooperation, usw. Bei der
Auswahl einer Handlungsalternative unterwirft er sich Alternativenbeschränkungen, da
bestimmte Alternativen, deren Auswahl zwar zweck-mittel rational, aber moralisch ver-
werflich wäre, ausgegrenzt werden. Ethisch sensible Bereiche der Kommodifizierung
(vgl. Elwert 1987) sind in westlichen Gesellschaften zum Beispiel der Plutoniumhandel,
Kinderprostitution, Drogenhandel oder Umweltdelikte. Ein Beispiel der Instrumentalisie-
rung sensibler ethischer Bereiche ist die Werbestrategie des Bekleidungsherstellers Benet-
ton - das Ziel, ‚um jeden Preis‘ aufzufallen.
                                               
15 Diese Sichtweise geht auf Commons (1959) zurück. Er unterscheidet marktwirtschaft-
liche Transaktionen des gleichberechtigten Tausches (bargaining transactions) von hier-
archischen Befehlstransaktionen (managerial transactions) und autoritativ zuteilenden
Transaktionen (rationing transactions) und betont den Bedeutungszuwachs der manage-
rial und rationing transactions im Kapitalismus.
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Ulrich (1990) verwirft eine teleologische, rein neoklassisch begründete Wirtschaftse-
thik, da ihr das deontologische Element fehle.16 Seine Vorstellungen zielen auf die Ver-
pflichtung und Selbstverpflichtung der Handlungssubjekte. Ein Beispiel wäre die ökologi-
sche Verantwortlichkeit jetziger Generationen den nachfolgenden gegenüber. Aufgrund
des Freerider-Axioms kann solche Verantwortlichkeit nicht utilitaristisch erklärt werden.
Peter Ulrich fordert deshalb, daß die Wirtschaftssubjekte ihre empirischen Präferenzen
einem kritischen Reflexions- und Argumentationsprozeß unterwerfen müssen. Hier ist die
Nähe zu Habermas‘ und Apels Diskursethik, die sich allerdings nicht explizit auf wirt-
schaftliches Handeln bezieht, unverkennbar.17 Sinn der von Ulrich vertretenen kommuni-
kativen Wirtschaftsethik ist - wie er es ausdrückt -, die ökonomische Rationalität
selbstreflexiv ‚zur Vernunft‘ zu bringen. Vernünftiges Wirtschaften im Sinne einer mo-
dernen Wirtschaftsethik bezeichnet Ulrich nun als ‚sozioökonomische Rationalität‘. Eine
Handlung oder institutionelle Regelung ist dann sozioökonomisch rational, wenn sie
durch ‚freie und mündige Bürger in der vernunftgeleiteten politisch-ökonomischen Ver-
ständigung unter allen Betroffenen als wertschaffend bestimmt werden kann‘ (Ulrich
1990: 211).18 Eine ähnliche deontologische Argumentation findet sich bei den amerikani-
schen Institutionalisten.19
                                               
16 Deontologie wird hier verstanden als Verpflichtung bzw. Selbstverpflichtung des In-
dividuums an ein ‚höchstes Gut‘, z.B. Gemeinwohl.
17 Die Diskursethik lehnt das Kantsche Konzept der Vernunftsethik (einer Ethik, die sich
aus der Moral jedes einzelnen herleitet und für jeden Menschen moralisch akzeptabel sein
muß) ab und leitet moralische Urteile, Normen etc. aus dem Dialog zwischen Individuen -
dem Ergebnis eines Verständigungsprozesses unter idealen Diskussions- und Verhand-
lungsbedingungen - her. Nach Habermas lautet das diskursethische Moralprinzip wie
folgt: „Jede gültige Norm muß der Bedingung genügen, daß die Folgen und Nebenwir-
kungen, die sich aus ihrer allgemeinen Befolgung für die Befriedigung der Interessen je-
des Einzelnen voraussichtlich ergeben, von allen Betroffenen zwanglos akzeptiert werden
können“ (Habermas 1984: 219). Nach Ulrich ist die wichtigste Diskursbedingung das
Prinzip der Reziprozität, der gegenseitigen Anerkennung der Vollwertigkeit der Ge-
sprächspartner.
18 Dieser Gedanke findet sich schon bei David Hume: Alle Eigenschaften, die von allen
gutgeheißen werden, sind moralisch.
19 Dem einzelnen müsse eine Richtlinie zur Beurteilung seines Handelns in Hinblick auf
die Gesamtgesellschaft gegeben werden. Hierzu hat M.R. Tool (1979: 293) ein normati-
ves ‚social value Prinzip‘ definiert, das Katterle (1990: 132) als ‚regulative Idee eines
reformoffenen gesellschaftlichen Diskurses bezeichnet. Es baut auf Veblens kollektiver
Wertlehre auf und bezeichnet Entwicklung als richtig, wenn sie die Kontinuität des
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Man kann Ulrichs Sichtweise auch mit der sinnvollen Unterscheidung Homanns (1990:
114) zwischen konventioneller und postkonventioneller Moral verbinden. Konventionelle
Moral wurzelt auf Glauben, Autorität, Angst vor (dies- und jenseitiger) Strafe usw. und
wurde im Zuge des Modernisierungsprozesses durch postkonventionelle Formen von Mo-
ral ersetzt. Diese basieren auf der intersubjektiv geteilten ‚Einsicht in die Gültigkeit der
Normen‘ bzw. auf der Erwartung, daß Normen jederzeit durch  Begründungen legitimiert
werden können. Während Vetreter der New Institutional Economics argumentieren, daß
dieser Bindungseffekt nur dann funktioniert, wenn Freerider-Verhalten unterbunden wird
(z.B. legislativ), unterstelle ich einen deontologischen Bindungseffekt, der allerdings wie-
derum Wandel unterworfen ist. Ein aktuelles Beispiel postkonventioneller Moral stellt die
weitläufige Akzeptanz der Sommersmogverordnung in Hessen dar, obwohl ein Verstoß
gegen das Tempolimit rechtlich nicht geahndet wurde. Weitere Beispiele sind das fleißige
Müllsortieren bundesdeutscher Bürger oder deren Spendenbereitschaft für humanitäre
Hilfe.
Ich bin folglich der Auffassung, daß der Preis-Mengenmechanismus als ‚Zement der
(Wirtschafts)Gesellschaft‘ nicht ausreicht. Es bedarf allerdings auch nicht nur einer Er-
gänzung durch das Steuerungsprinzip Staat, um die Gesellschaft zusammenzuhalten, sei
dies im Sinne des kontrollierenden Leviathan oder des korrigierenden Wohlfahrtsstaates.
Vielmehr ist die Selbstbeschränkung der Wirtschaftssubjekte in der Verfolgung ihrer
egoistischen Interessen erforderlich, wie dies im Kontraktualismus anklingt. Institutiona-
lisierter Tausch impliziert im Gegensatz zum Raub einen Freiheitsverzicht oder, positiv
formuliert, eine Selbstbindung - also, die gegenseitige Anerkennung von Leben, Eigen-
tum usw. Nach Höffe (1990) stellt die Verinnerlichung dieser Menschenrechte die
Grundlage für das Funktionieren einer Gesellschaft dar, während Normen und Gesetze
auf die Verhinderung des Trittbrettfahrens zielen.
Ich möchte meine Position noch einmal zusammenfassen: wirtschaftlich eigennütziges
Handeln wird durch eine auf Reflexion, Diskurs und Einsicht basierende postkonventio-
nelle Moral bzw. deontologische Ethik in bestimmten Grenzen gehalten und muß in die-
sen gehalten werden, da andernfalls die Marktgesellschaft kollabiert.20 Ich gebe mich im
                                                                                                                                                
menschlichen Lebens und die nicht verachtete Reproduktion von Gemeinschaft durch die
instrumentelle Nutzung von Wissen. Es wird hierbei betont, daß auch Werte hinsichtlich
ihres Beitrags zur Überlebensfähigkeit der Gesellschaft geprüft werden müssen.
20 Diese Position findet sich z.B. von D. Hume und E. Durkheim bis hin zu F. Hirsch,
A.O. Hirschman (vgl. Hirschman 1993) und A. Etzioni (1988).
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Zeitalter des Massenkonsums, in dem breite Bevölkerungsschichten auf Mehrarbeit zum
Zweck von Mehrkonsum ausgerichtet sind, zwar keinen großen Utopien hin, sehe aber in
bestimmten sozialen Gruppen Veränderungen im Denken gegenüber wirtschaftlichem
Wachstum und Umwelt, Arbeitszeit und Freizeit - oder anders ausgedrückt: einen Werte-
wandel weg von materialistischen hin zu postmaterialistischen Werten (vgl. Inglehart
1990). Dieser Wertewandel kann vielleicht über die Rückkopplungen auf den Markt und
die Politik langfristig eine Veränderung im Verhältnis von Wirtschaft und Gesellschaft
bewirken. Allerdings teile ich Döberts (1994) pessimistische Auffassung, daß die Durch-
setzungschancen einer kosmozentrischen Umweltethik im Vergleich zu einer anthropo-
zentrischen Umweltethik nur gering sind.
Aus der Diskussion um Moral und Wirtschaftsethik und der von mir ausgewählten Kritik
am Rationalitätsbegriff der Neoklassik wird deutlich, daß das neoklassische Konzept ra-
tionalen Handelns, das nach wie vor die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften dominiert,
dringend einer Revision bedarf. Ich möchte daher kurz auf zwei aus empirischer For-
schung hergeleitete theoretische Ansätze der Entwicklungssoziologie bzw. Sozialanthro-
pologie eingehen und sie in Hinblick auf ein erweitertes Rationalitätskonzept diskutieren.
Der erste Ansatz wirtschaftlichen Handelns ist James Scotts Konzept der Moral Economy
of the Peasant (1976), das von Popkin (1979), einem Vertreter der rational choice Theo-
rie, vehement attackiert wurde. Popkin bezeichnet Scotts safety-first-Prinzip als
‚irrational‘, da es anfällig für Trittbrettfahrer ist, und schließt mit seiner ökonomistischen
Sichtweise normative, kulturelle und strukturelle Faktoren als Determinanten des Han-
delns von Bauern aus.
Meines Erachtens impliziert jedoch auch Scotts Theorie ein rationales Kalkül des Bau-
ern, wenn wir von einem erweiterten Rationalitätskonzept ausgehen - einem Kalkül, das
die höchste individuelle Sicherheit in auf Reziprozität und Redistribution basierendem,
solidarischem Handeln findet und auf die Herleitung individueller aus sozialer Sicherheit
ausgerichtet ist. Sofern individuelle Interessen mit denen des Gemeinschaftserhaltes kol-
lidieren, werden jene zugunsten letzterer zurückgestellt. In Ausnahmesituationen, so die
fortschrittlichen Ökonomen Akerlof (1984) und Sen (1985) in bezug auf Überlebensstra-
tegien von bedrohten Gruppen, kann das safety-first Prinzip auch auf moderne Gesell-
schaften übertragen werden.
Interpretiert man Scott in der hier eingeschlagenen Richtung rationalen Handelns unter
gesellschaftlichen Beschränkungen, so kommen wir dem zweiten Erklärungsansatz wirt-
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schaftlichen Handelns nahe, den Evers (1994a) kürzlich bezüglich der Handlungsstrategi-
en von Händlern in Moralwirtschaften bäuerlicher Gesellschaften unter dem Begriff des
traders‘ dilemma formuliert hat. Unter den Strategien zur Dilemmavermeidung ist die im
Zuge der Transformation von Wirtschaft und Gesellschaft vielleicht verbreitetste Strategie
die Depersonalisierung ökonomischer Beziehungen.21 Bei dieser Betrachtungsweise wird
die Ichbezogenheit des Handelns nicht zugunsten eines hypothetischen Altruismus aufge-
geben, sondern durch ‚Metapräferenzen‘ (vgl. Hirschman 1993) - bzw. in der Sprache
John Harsanyis (1985), ‚ethische Präferenzen‘ beschränkt.22
An diese Gedanken schließt Etzionis (1988) Konzept des ‚eingekapselten Wettbewerbs‘
an, das er in The Moral Dimension Toward a New Economics entwickelt hat. Im Gegen-
satz zu den Annahmen des Wirtschaftsliberalismus bedürfe es eines gesellschaftlichen
Wertesystems, sozialer Grenzen und staatlicher Vorgaben, innerhalb derer Wettbewerb
konstruktiv sei. 23
                                               
21 Ausgangspunkt der Theorie des „traders‘ dilemma“ ist eine unterschiedliche Binnen-
und Außenmoral in transitionalen Gesellschaften, wie sie schon Max Weber hervorhob.
Die Binnenmoral verlangt ‚faire‘, das heißt am Gebrauchswert orientierte Preise bzw. die
Umverteilung von Gewinnen. Außerhalb der Moralwirtschaft sind Händler dagegen den
Bedingugen des Marktes unterworfen. Als ‚Mittelsmänner‘ zwischen der Moralwirtschaft
und der Marktwirtschaft tragen solche Händler das Risiko des wirtschaftlichen Verlustes
auf der einen und der sozialen Diskriminierung auf der anderen Seite. Welche Strategien
kann nun ein Händler unter solchen Bedingungen gesellschaftlich beschränkten rationalen
Handelns einschlagen? Eine offenkundige Lösung ist die Migration und Bildung von
Händlerminoritäten. Als ‚Fremde‘ sind sie nicht an die Binnenmoral der Gastgesellschaft
gebunden. Dabei ist letztendlich unerheblich, ob es sich um tatsächliche Fremdheit oder
um deren Konstruktion über ethnische und religiöse Differenzierung handelt. Eine andere
Strategie ist die Beschränkung auf Kleinhandel, so daß nur im geringen Umfang Kapital-
akkumulation stattfindet. Die gängigste Strategie habe ich im Haupttext skizziert.
22 John C. Harsanyi (1985) differenziert in diesem Zusammenhang nach subjektiven und
ethischen Präferenzen, und Amartya K. Sen (1977) fordert eine ökonomische Theorie-
struktur, die mehrere Präferenzordnungen eines Individuums und die Bildung einer Meta-
Präferenzordnung zuläßt.
23 Nach Etzioni (1988) reflektieren Entscheidungen zum Großteil ihre Gesellschaft, Kul-
tur und Subkultur, Schicht, etc. Da Individuen zur selben Zeit verschiedenen sozialen
Kontexten angehören, können ihre Handlungsanweisungen konfligieren. Folge dieser
Konflikte kann die Verweigerung der Entscheidung sein. Wettbewerb, so Etzioni, führt
nicht automatisch zum harmonischen Gleichgewicht. Deshalb bedarf es bestimmter Me-
chanismen, um den Wettbewerb zu schützen, die Konflikte in Grenzen zu halten und die
Marktgesellschaft vor der Selbstzerstörung zu bewahren. Der strukturelle Rahmen für den
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Allerdings postulieren die Beiträge der Neuen Wirtschaftssoziologie, wirtschaftliche
Rationalität nicht nur auf das Handeln in bezug auf wirtschaftliche Ziele zu beschränken.
Mark Granovetter (1985, 1992) schlägt deshalb konkret vor, auch das Streben nach be-
stimmten sozialen Zielen, nach höherem Status oder Macht unter die Begrifflichkeit ra-
tionalen Handelns zu fassen, da das Erreichen dieser Ziele wiederum ökonomische Vor-
teile nach sich ziehen kann. Diese Sichtweise zeigt eine Nähe zu Bourdieus (1979) Be-
grifflichkeit des symbolischen/kulturellen Kapitals24 bzw. zu Colemans (1987) sozialem
Kapital.25
Coleman ist ein Vertreter der erklärenden Soziologie, die bereits ein erweitertes Ratio-
nalitätskonzept in ein Handlungsmodell umgesetzt hat. Nach Esser (1993) basiert die er-
klärende Soziologie (wie auch die Neoklassische Schule) auf der Grundannahme der ra-
tional choice Theorie, daß kollektive Phänomene nur aus individuellem Handeln erklärt
werden können. Allerdings wird hier der subjektiv erwartete Nutzen des handelnden In-
dividuums berücksichtigt. In ihrer Handlungsanalyse kombiniert die erklärende Soziolo-
gie folgende Elemente: Die soziale Situation wird mit dem Handelnden über die subjekti-
ve Bedeutung, die er der objektiven Situation beimißt, verbunden (Logik der Situation).
Über kausale Erklärung wird eine Beziehung zwischen handelndem Individuum und Ur-
sache des Handelns hergestellt (Logik der Auswahl). Schließlich werden die Auswirkun-
gen individuellen Handelns als Beitrag zur Erklärung kollektiver Phänomene verstanden
(Logik der Aggregation).
Als Erweiterung des der REMM-Hypothese der New Institutional Economics zugrunde
liegenden Menschenbildes schlägt dieser Ansatz die RREEMM-Hypothese vor -
                                                                                                                                                
Wettbewerb sind das Wertesystem, bestimmte soziale Normen und staatliche-rechtliche
Interventionen.
24 Nach Bourdieu repräsentiert Erfolg die Höhe des Erwerbs kulturellen Kapitals.
Machtinhaber bestimmen die Form der Kultur und erhalten auf diese Weise ihre gesell-
schaftliche Position. Der Begriff wird hier bezogen auf Statushandeln zur Erhöhung des
kulturellen Kapitals, das wiederum zur Akkumulation ökonomischen Kapitals verwendet
werden kann.
25 Coleman definiert soziales Kapital als eine Vielzahl von Elementen, die einen Tei-
laspekt der Sozialstruktur repräsentieren und Handeln innerhalb dieser Struktur ermögli-
chen. Coleman argumentiert, daß soziales Kapital, materielles Kapital und Humankapital
als Mittel zur Zielerreichung eingesetzt werden. Dabei ist soziales Kapital weniger sicht-
bar als die anderen beiden Formen, da es in der Beziehungsstruktur verborgen bleibt, in
der die Interaktion geschieht (vgl. Portes und Sensenbrenner 1993).
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‚resourceful, restricted expecting, evaluating, maximising man‘ -, wobei der Unterschied
in der beschränkten Rationalität liegt und ‚maximising‘ in einem sehr weiten Sinne gefaßt
ist. Es umfaßt Altruismus, Opferbereitschaft, Solidarität, Norm- und Werteorientierung.
Anstatt a priori die Handlungsalternativen auf ‚objektives‘, zweck-mittel-rationales Han-
deln zu beschränken, werden auch wertorientiertes, affektuales und traditionales Handeln
unter den möglichen Handlungsalternativen berücksichtigt. Mir erscheint die Richtung
dieses Ansatzes vielversprechend für die soziologische Analyse wirtschaftlichen Han-
delns. Problematisch ist allerdings, daß die Realtitätsnähe über die Komplexität des Mo-
dells erkauft wird, so daß dieses kaum in der Feldforschung Anwendung finden kann.
Die sozialwissenschaftliche Reflektion über Rationalität und Moral legt also ein erweiter-
tes Rationalitätskonzept nahe, nach dem das Wirtschaftssubjekt die sozial legitimen
Handlungsalternativen optimiert. Das Ergebnis des Entscheidungsprozesses könnte in
Anlehnung an Williamsons (1975) und Ulrichs (1990) Begriffe mit ‚bounded socioeco-
nomic rationality‘ bezeichnet werden - sozioökonomische Rationalität unter sozialen Be-
schränkungen.
Das Fazit des ersten Abschnitts meines Beitrags möchte ich also in folgender, knapp
formulierter Aussage zusammenfassen: Markt und Moral sind interdependent und
komplementär. Im zweiten Abschnitt möchte ich mich nun aber konkret dem Verhältnis
von Markt und Moral in westlichen Gesellschaften zuwenden und Polanyis (1978) The
Great Transformation für die Nachkriegszeit fortschreiben.
(2) Markt und Moral in westlichen Gesellschaften
Wirtschaftspolitisch manifestierte sich in der Nachkriegszeit das Verhältnis von Markt
und Staat in West- und Osteuropa in der ordnungspolitischen Spanne zwischen der
marktkonformen Variante der sozialen Marktwirtschaft bis zur marktinkompatiblen Stra-
tegie der Zentralverwaltungswirtschaft. In der Bundesrepublik, auf die ich mich im fol-
genden beziehe, kam der wirtschaftspolitischen Steuerung im Ordoliberalismus (Ludwig
Erhards Soziale Marktwirtschaft) nur eine begrenzte Bedeutung zu. Für den
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Binnenmarkt setzte er die konstituierenden Prinzipien für den freien Wettbewerb26 und
die regulierenden Prinzipien zu seiner Aufrechterhaltung. Hierzu gehörten Korrekturen
bei der Einkommensverteilung, wo das Äquivalenzprinzip sozialethisch nicht akzeptabel
war.27 Vom internationalen Standpunkt aus verstieß die Soziale Marktwirtschaft mit ihrer
aggressiv nationalistischen Politik der Subventionen und Steuervorteile allerdings gegen
das Prinzip des freien Wettbewerbs. Die Regulativfunktion des Staates zugunsten des
Gemeinwohls verstärkte sich aber im Rahmen der keynesianischen Wirtschaftspolitik der
sozialdemokratischen Bundesregierung.
Die jüngste Stärkung des Neoliberalismus durch den Kollaps der Zentralverwaltungs-
wirtschaften hat allerdings wieder das Steuerungsprinzip Markt gestärkt und durch Priva-
tisierung des öffentlichen Sektors sowie den Abbau sozialstaatlicher Errungenschaften zur
erneuten Deregulierung des Binnenmarktes geführt. Es entstehen neue Märkte für das
Gesundheitswesen, die Ausbildung, die soziale und Alterssicherung, den Umweltschutz
usw. Neue transnationale Wirtschaftsräume tragen durch die Einschränkung nationaler
staatlicher Kontrollbefugnisse zugunsten supranationaler Organisationen zur weiteren
Deregulierung bei, denn letzte erhalten wegen notwendiger konsensualer Voraussetzun-
gen der Mitgliedsländer nur minimale Regulationsmöglichkeiten. Gleichzeitig zeichnen
sich diese transnationalen Wirtschaftsräume durch interne Homogenisierung in Symbolik,
Gesetzen und Verordnungen  (Beispiele: Europaß, Euroarbeitsmarkt und Eurobanane) bei
simultaner Ausgrenzung des Umfeldes aus (Beispiele: duales Arbeitsrecht und Asylrecht).
In bezug auf nichtstaatliche Maßnahmen gegen den Wettbewerbsmarkt ist es Arbeit-
nehmern gelungen, ihre Interessen zu institutionalisieren, denen der Arbeitgeber und ih-
ren Organisationen gegenüberzustellen und bis zu einem gewissen Grad in der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik zu verankern. Der Wohlfahrtsstaat ist durch die explizite Ver-
pflichtung des Staates gekennzeichnet, die Verantwortung für marktgeschädigte In-
                                               
26 Nach Eucken sind diese Prinzipien die Sicherung der freien Marktpreisbildung und
eines funktionsfähigen Preismechanismus, die Verhinderung von Marktzugangsbeschrän-
kungen, Vertragsfreiheit, Privateigentum an Produktionsmitteln, Konstanz der Wirt-
schaftspolitik, privatwirtschaftliche Entscheidungsbefugnis und Haftung nach dem Verur-
sacherprinzip und der Vorrang der Währungspolitik.
27 Hierzu zählen darüber hinaus privatwirtschaftliche Rechnungskorrektur bei externen
Effekten, die Fixierung von Preisgrenzen bei anomalen Nachfrage- und Angebotsbedin-
gungen und eine staatliche Wettbewerbspolitik. Darüber hinaus sollte sich der Staat Ein-
griffen in die Wirtschaft enthalten.
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dividuen zu übernehmen. Er erkennt Gewerkschaften als Institutionen kollektiven Ver-
handelns an und gesteht ihnen einen Bereich relativer Autonomie zu. Darüber hinaus bil-
den Bürgerinitiativen, Verbraucherorganisationen und Mietervereine eine ‚Lobby‘ gegen
wirtschaftliche Effizienzkriterien. Ihre Interessen haben sich bekanntlich auch in den Pro-
grammen der etablierten Parteien niedergeschlagen und zur Entstehung neuer Parteien
geführt. Aber auch von unternehmerischer Seite ist erkannt worden, daß die Arbeits- und
Arbeitsplatzbedingungen Einfluß auf die Produktivität haben, so daß hier die längerfristi-
ge betriebswirtschaftliche Nutzenmaximierung einer funktionalen Wirtschaftsethik ent-
spricht.
Die Nachkriegszeit ist also von Perioden wirtschaftlicher Regulierung und Deregulie-
rung gekennzeichnet, die Ausdruck des Verhältnisses der drei Steuerungsprinzipien sind.
Ich möchte anschließend zwei sehr heterogene Beispiele aufzeigen, die das Verhältnis
der Steuerungsprinzipien verdeutlichen: 1) die Sozialversicherung und 2) die Individuali-
sierungstheorie.
1) Die Sozialversicherung
Im Zuge gesellschaftlicher Differenzierung ist ein Teil der sozialen Kosten von Gemein-
schaft (Familie, Nachbarschaft, Dorf usw.) auf Gesellschaft, hier: Staat, übertragen wor-
den bzw. erst in Gesellschaft entstanden. Der Bereich der Sozialversicherung kann im
Rahmen des Polanyischen Grundmusters der Redistribution (bzw. mit Marshall Sahlins‘
[1972] erweitertem Reziprozitätskonzept [generalisierte Reziprozität]) diskutiert werden.
Allerdings unterliegt die staatliche Politik dem zweifachen Dilemma, daß sie einerseits
Wirtschaftswachstum mit den gesellschaftlichen Errungenschaften des Wohlfahrtsstaates
kombinieren muß, andererseits aber die Beziehung des Staatsbürgers zum Staat nur einen
geringen Einbettungsgrad aufweist. Anders ausgedrückt: das Handeln in der Solidarge-
meinschaft bzw. die Metapräferenz ‚generalisierte Reziprozität‘ steht individuellen Präfe-
renzen der kurzfristigen Gewinn- bzw. Nutzenmaximierung (z.B. Umweltdelikten, Steu-
erhinterziehung, illegaler Aneignung von Sozialleistungen usw.) gegenüber. Das von
Kaufmann (1984) beschriebene dritte Steuerungsprinzip, ‚Solidarität‘, das er im Rahmen
seines Konzeptes sozialer Steuerung neben die zwei Steuerungstypen ‚Markt‘
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und ‚hierarchische Organisationen‘ stellt28 und zentrales Element für das Funktionieren
des Wohlfahrtsstaates ist, bedarf also einer postkonventionellen Moral der Wirtschafts-
subjekte.
2) Die Individualisierungstheorie
Ulrich Beck (1993, 1994) geht in seiner Analyse der Transformation im Zeitalter des
Wohlfahrtsstaates mit seiner Individualisierungstheorie noch einen Schritt weiter. Beck
argumentiert, die Industriegesellschaft sei mit dem Erkennen der Wachstumsgrenzen (vgl.
Hirsch 1977) zur individualisierten Risikogesellschaft fortgeschritten. Er diagnostiziert
eine abnehmende Bedeutung kollektiver Strukturen, was zum Beispiel den Rückgang von
Mitgliedschaften in Gewerkschaften zur Folge hat und sich auf deren kollektive Verhand-
lungsmacht am Arbeitsmarkt auswirkt, und dies trotz zunehmender Ungleichheit. Heutzu-
tage sei das Individuum nur als Einzelperson Bezugsgröße für Ansprüche und Pflichten
und immer stärker von Arbeitsmarkt und Wohlfahrtsstaat abhängig. Allerdings bedeutet
nach Beck Individualisierung nicht Atomisierung, Isolierung oder Einsamkeit, sondern
eine aktive Gestaltung der individuellen Biographien. Der Prozeß der Individualisierung
sei die gleichzeitige Entbettung und Wiedereinbettung von Lebensstilen - die Auflösung
traditioneller und Konstruktion neuer Formen von Solidarität, die auf individuellen Netz-
werken basiert.
                                               
28 Dieser Steuerungstypus ist unter anderem durch folgende Bedingungen gekennzeich-
net: (1) Individuelle Interessen und Handlungsziele treten nicht als die entscheidenden
Parameter auf bzw. werden durch soziale Kontrollen dem Gemeininteresse untergeordnet.
(2) Handlungsorientierung setzt gemeinsame Normen- und Wertorientierung und gemein-
same Situationsdefinitionen voraus. (3) Während beim Steuerungstypus ‚Markt‘ die Er-
folgskontrolle (Kaufmann [1984] spricht von Rückkopplung) über Gewinne und Verluste
und beim Steuerungstypus ‚Hierarchie‘ im bedingten Umfang über Protektion und Sank-
tionierung stattfindet, erfolgt die Rückkopplung des Steuerungstypus Solidarität über die
Zuweisung bzw. den Entzug sozialer Anerkennung, Achtung und Autorität; (4) Notwen-
dige Bedingung für solidarische Steuerung ist ein Gefühl sozialer Zusammengehörigkeit.
Nur dann werden Eigeninteressen hinter kollektive Interessen zurückgestellt. Die Stabili-
tät von solidarischen Beziehungen basiert auf gefühlsmäßiger Gebundenheit und/oder
normativer Verpflichtung.
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Die Fortschreibung von The Great Transformation in der Nachkriegsperiode deutet also
darauf hin, daß der selbstregulierende Markt des neoklassischen Basismodells eine Fikti-
on ist. Nicht nur die Anhänger des Sozialstaates, sondern auch Ordoliberalisten messen
dem Staat eine wichtige Steuerungsfunktion bei, wenn auch mit unterschiedlicher Intensi-
tät. Allerdings verlangt eine stabile Marktgesellschaft darüber hinaus ein gewisses Maß an
Selbstbeschränkung und die Einhaltung von Menschenrechten, bestimmten Normen und
Werten. Mit dem Anstieg ökologischer Risiken, nationaler und internationaler Ungleich-
heit kommen postkonventioneller Moral und Solidarität bezüglich Selbstreflexion,
Selbstbeschränkung und humanitärer Verantwortung für eine menschenwürdige und men-
schenmögliche Zukunft als Steuerungsprinzipien des gesellschaftlichen Zusammenlebens
eine zunehmende Bedeutung zu.29
( 3 )  M a r k t  u n d  M o r a l  i n  n i c h t w e s t l i c h e n  G e s e l l s c h a f t e n
Der Langzeittrend nichtwestlicher wirtschaftlicher Entwicklung weist in der Nachkriegs-
zeit je nach Region mehr oder weniger starkes gesamtwirtschaftliches Wachstum aus. Bis
in die späten 70er und frühen 80er Jahre herrschte in vielen Ländern über die Verstaatli-
chung wirtschaftlicher Schlüsselbranchen und die Einschränkung des Marktes durch
Wirtschaftsgesetze und Verordnungen eine staatliche Regulierungspolitik vor. Diese Po-
litik wurde oftmals als Schutzmaßnahme der Dritten Welt gegen weltsystemischen Sur-
plustransfer legitimiert. Erst die Verschuldungskrise und der daraus resultierende Druck
von Weltbank und Internationalem Währungsfond auf die Dritte Welt führten parallel
zum Wiedererstarken neoliberaler Wirtschaftspolitik im Westen mehr oder weniger
freiwillig zu Deregulierung, Marktöffnung und internationaler Verflechtung. Bürgerliche
Entwicklungstheoretiker assoziieren als Nebenprodukt der Expansion des Steue-
rungsprinzips Markt und der Einschränkung von Staatsaktivität positive Impulse bezüg-
lich Demokratisierung und politschem Pluralismus (vgl. Evers 1994b: 238f.).
Betrachten wir nun die nichtwestlichen Wirtschaften im Detail - soweit dies überhaupt
regionsunspezifisch möglich ist - wobei ich die Gruppe der stark prosperierenden Wirt-
schaften aus meinen Überlegungen ausschließen möchte. Was in der späten Kolonialperi-
ode und von den Modernisierungstheoretikern in Anlehnung an Boeke (1980)
‚transitorische Dualwirtschaften‘ genannt wurde, ist in den 70er Jahren als Dreisektoren-
                                               
29 Talcott Parsons spricht in diesem Zusammenhang von commitment.
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Modell wiederbelebt worden: als formeller, informeller und Subsistenzsektor. Dieses
Sektorenmodell ist aufgrund der Unschärfe der Sektorengrenzen kritisiert worden (vgl.
Elwert et al. 1983; Korff 1994: 214-5). O‘Conner (1974) verzichtet daher ganz auf die
Begriffe ‚formeller‘ und ‚informeller Sektor‘. Er identifiziert einen die Machtstrukturen
reflektierenden kapitalintensiven Kernbereich der Wirtschaft in profitablen Märkten und
einen durch starken Wettbewerb gekennzeichneten Randbereich in weniger profitablen
Märkten. (O‘Conner (1974) spricht von ‚monopoly sector‘ und vom ‚competitive fringe‘.)
Der Kernbereich ist durch eine begrenzte Zahl qualifizierter Arbeitskräfte mit vergleichs-
weise hohen, regelmäßigen Einkommen, der Randbereich durch ein Überangebot von
Arbeitskräften, niedrige und unregelmäßige Einkommen, ein hohes Maß an Selbstbe-
schäftigung, etc. gekennzeichnet.
Aus dieser Charakteristik leite ich folgende Überlegung her: Unbestreitbar ist die Ex-
pansion des Steuerungsprinzips Markt im O‘Connerschen Kernbereich, aber auch im
Randbereich der Wirtschaft. Allerdings ergibt sich zwischen den Bereichen eine deutliche
Differenz in bezug auf die Relevanz der beiden anderen Steuerungsprinzipien. Der Kern-
bereich zeichnet sich durch gewerkschaftliche Organisation, ein gewisses Quantum an
Arbeitsschutzbestimmungen und soziale Absicherung, der Randbereich dagegen gerade
durch das Fehlen dieser Bedingungen aus.
Die detailliertere Betrachtung der Gesamtwirtschaft zeigt, daß Wachstum sich insbeson-
dere in der Phase staatlicher Regulierung in hohem Maße auf die Expansion der Staatsak-
tivität (Wachstum der Bürokratie, Verstaatlichung von Schlüsselbranchen, Aufrüstung,
etc.), aber auch auf personale Appropriation von Staatsrevenuen durch Bürokraten, Poli-
tiker und Militärs erschöpfte (vgl. Evers und Schiel 1988). Yoshihara (1988) entwickelte
in diesem Zusammenhang den Begriff Ersatzkapitalismus.30 Dagegen fehlte eine nen-
nenswerte sozialstaatliche Expansion und die Herausbildung einer Mittelschicht (beides
Kennzeichen für Entwicklung), was zu gesellschaftlicher Polarisierung führte.
Betrachten wir nun das Verhältnis von Markt und Moral: Zuerst einmal wird Subsi-
stenzproduktion per definitionem aufgrund ihrer sozialen Verankerung durch das Steue-
rungsprinzip Moral dominiert. Andererseits beschränken sich die Interaktionen der mei-
                                               
30 Diesen Begriff prägte Yoshihara in Hinblick auf Südostasien. Er meint damit einen
Kapitalismus, dem die Dynamik des Kapitalismus in Japan oder Westeuopa fehlt, da er
durch die Expansion des Tertiären Sektors getragen wird.
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sten Wirtschaftssubjekte nicht auf einen Bereich, sondern sind i.a. eine Kombination ver-
schiedener Produktionsformen.
Was den O‘Connerschen Randbereich betrifft, zeigen Korffs (1986) Analysen in den
Städten, daß dieser Bereich im hohen Maße kommodifiziert und vermachtet ist. Nehmen
wir zum Beispiel die fahrbaren Essensstände, so ist entgegen unserer Erwartung der
Marktzugang zu solchen Randbereichen nicht etwa frei. Es werden Lizenzen und hohe
Ablösesummen, Mieten, Bestechungsgelder und Schutzzahlungen verlangt. Selbst dort,
wo persönliche Nähe einen hohen Einbettungsgrad von Interaktionen vermuten läßt (also
in Familie, Verwandtschaft, Nachbarschaft), herrschen oftmals kommodifizierte Transak-
tionen vor (Schrader 1990). Darüber hinaus kann mit Elwert (1987) festgestellt werden,
daß Venalität und die Kommodifizierung bestimmter, nach westlichen Standards ethisch
sensibler Bereiche gerade in nichtwestlichen Gesellschaften besonders hoch sind. Hierzu
wird gerne Korruption von Staatsbediensteten aufgeführt (Stichwort: ‚doppelte Moral der
Bürokratie‘, die patrimoniale Züge aufweist). Diese Beispiele verdeutlichen, daß Moral in
hohem Maße von den soziokulturellen Bedingungen abhängt und Veränderungen unter-
worfen ist.
Allerdings zeigt die Thematik des Bielefelder Graduiertenkollegs Entwicklungssozio-
logie und Sozialanthropologie zum Thema ‚Markt, Staat und Ethnizität‘, daß als Folge
der rasanten Transformationsprozesse und Marktexpansion ohne gleichzeitige sozial-
staatliche Flankierungsmaßnahmen Verelendungsprozesse im Randbereich stattgefunden
haben. Auf diese reagieren die Betroffenen in verschiedenster Weise. Zum einen ist als
gegenläufige Tendenz zum Modernisierungskonzept der Rückzug von Teilen der Bevöl-
kerung auf Subsistenzproduktion, also die Abkopplung vom Markt erfolgt. Es ist offen-
sichtlich, daß diese Abkopplung nicht, wie in westlichen Gesellschaften, Folge wirtschaft-
sethischer, sondern ökonomischer Motive ist: Über den Markt generiertes Einkommen
reicht für viele Wirtschaftssubjekte nicht zum Überleben aus.
Zum anderen häufen sich trotz der unbestreitbaren internationalen Homogenisierung
von Kultur und Gesellschaft (Stichworte: Massenkultur und Globalisierung) Kämpfe um
ökonomische und nichtökonomische Ressourcen. Sie äußern sich zuerst einmal im star-
ken Anstieg von Kapitalverbrechen mit wirtschaftlichem Hintergrund. Darüber hinaus
nehmen sie Formen des religiösen, ethnischen und sozialen Konflikts, aber auch der Re-
volte gegen Markt und Staat an (z. B. Boykott, Verweigerung, Plünderung; vgl. Scott
1985; Walton 1990). Parallel dazu entstehen neue religiöse, ethnische und soziale Bewe-
gungen, Selbsthilfegruppen und personale Netzwerke. Sie basieren auf Verwandtschaft,
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Ethnie, Herkunftsregion, Lokalität usw. und dienen der Identitätsbildung, Förderung von
Solidarität und sozialen Integration, zur Artikulierung von Interessen, Absicherung und
Appropriation bzw. kollektiven Verteidigung von Ressourcen. Das heute vorherrschende
Entwicklungsparadigma des sustainable development, nachhaltiger Entwicklung, fördert
solche Institutionen, weil gerade sie wegen ihrer Kohäsion und sozialen Kontrolle als In-
termediäre zwischen Randbereich und Kernbereich funktionalisiert werden können
(Beispiel: Kredit- und Sparvereine als Intermediäre zwischen nicht kreditwürdigen
Schichten und Banken). Die eben skizzierten Kämpfe, die auch Kennzeichen der Trans-
formation Osteuropas sind, sind meines Erachtens Ausdruck für einen schwachen Staat,
dessen Herrschaftsanspruch31 und Gewaltmonopol in Frage gestellt werden.
Frank Parkin (1971: 94) hat zur Erklärung solcher Konflikte in polarisierten Gesell-
schaften folgende klassentheoretische Überlegungen angestellt: Unteren Klassen fehlt die
Macht, ein normatives System zu legitimieren, das sich gegen das dominante Wertesy-
stem der herrschenden Klasse richtet. Daher bilden sich ‚subordinate‘ Wertesysteme in
der, wie er sagt, ‚moralischen Dichte‘ lokaler Gemeinschaften. Sie entstehen auf der Basis
von lokalisiertem sozialen Wissen und persönlichen Beziehungen (ebd.: 90; vgl. Berner
1994). Die Kollision zwischen ‚subordinaten Werten‘ und dominantem Wertesystem ent-
lädt sich in diversen Formen von Konflikten, wobei die Eliten versuchen, ihre Macht und
ökonomischen Chancen über Repressionsapparate zu verteidigen. Georg Elwert spricht in
diesem Zusammenhang vom ‚Kommandostaat‘.
Ich möchte hier nicht die Relevanz von Klassenkonzepten diskutieren, meine aber, daß
mein eklektizistisches Wissenschaftsverständnis auch eine Übertragung auf andere hierar-
chische gesellschaftliche Formationen erlaubt. In bezug zu unserem Thema möchte ich
mit dieser Sichtweise zu folgendem Fazit kommen: Schwachen Staaten fehlen drei
Grundbedingungen für die Etablierung einer stabilen Marktgesellschaft: 1) die Legitimität
von Herrschaft, 2) die moralischen (oder mit Elias: internalisierten zivilisatorischen)
Selbstbeschränkungen für das Funktionieren einer Marktgesellschaft (z.B. individueller
Gewaltverzicht und die Anerkennung von Menschenrechten, aber auch der Verzicht auf
Korruption), und 3) ein gewisses Quantum an sozialethischen Grundsätzen und sozial-
staatlichen Errungenschaften. In anderen Worten: Eine Marktgesellschaft bedarf zu ih-
                                               
31 Ich möchte hier auf Max Webers (1985: 28f.) Unterscheidung zwischen Macht und
Herrschaft hinweisen. Macht bedeutet nach Weber jede Chance, die den eigenen Willen
gegebenenfalls auch gegen Widerstand durchsetzt, Herrschaft dagegen, Gehorsam für
einen Befehl zu finden.
24
rem Fortbestehen des Zusammenspiels von Markt, der Legitimität des Staates und post-
konventioneller Moral der Wirtschaftssubjekte. Die Differenz der Komposition der drei
Steuerungsprinzipien liegt also nicht so sehr zwischen westlichen und nichtwestlichen
Gesellschaften, wie der Titel meines Beitrags vermuten läßt, sondern eher zwischen we-
niger und stärker zivilisierten bzw. rationalisierten Gesellschaften.
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